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Mitteilungen an die Meldebehörde nach einer Namenserklärung zu einer Auslandsehe
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Problembeschreibung bei Erfassung
Wenn ein Wohnsitzstandesamt eine Namenserklärung zu einer im Ausland geschlossenen Ehe entgegennimmt, so entstehen nach § 62 PStV Mitteilungspflichten unter anderem an die Meldebehörde der Ehegatten. Diese Mitteilungen müssen bisher auf konventionellem Weg versendet werden.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Für die Mitteilungen an die Meldebehörden wurden zwei Varianten identifiziert:
1. zusätzlich die Eheschließungsdaten in die Nachricht 032020 aufnehmen
a. die Nachricht würde Sachverhalte übermitteln: den Hinweis auf die Eheschließung und die Namensänderung
2. Senden der Nachrichten 032010 und 032020
Unter Beteiligung der Meldebehörden soll sich für eine Variante entschieden werden und diese umgesetzt.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2023-01-19
Die CRs 11/2019, 36/2022 sowie 20/2020 sollen dieses Jahr mit hoher Priorität bearbeitet werden.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2023-10-18
Das EG bevorzugt eine Nachricht. Bei zwei Nachrichten ist die Reihenfolge nicht garantiert und der Zusammenhang nicht unbedingt herstellbar. Das Standesamt hat die Wirksamkeit der Namenserklärung und damit die Wirksamkeit der Ehe zu prüfen. Die Erweiterung der Nachricht ist hierfür eine gute Lösung.
Beschluss: 
Es soll die Nachricht 032020 erweitert werden, um alle Daten in einer Nachricht übermitteln zu können.
Es soll in der Dokumentation darauf hingewiesen werden, dass die Angaben zur Ehe nur zu übermitteln sind, wenn eine Auslandsehe dem Standesamt nicht vorher bekannt (nachbeurkundet) war.

Zum Datenkranz:
1. Eheschließung – StA2MB.Nachweisdaten.Ort (Ortsangabe mit Staat) / DSMeld: 1402, 1403, 1404, Ort 1408 + 1409. Es soll dokumentiert werden, dass das Wirksamkeitsdatum hier das Eheschließungsdatum ist.
2. Ehename – (wenn bestimmt, schon vorhanden)
3. Anschriften der Ehegatten (nur Inlandsanschriften, die Meldebehörde hat Mitteilungspflichten an die Meldebehörde des Partners, z. B. Namensänderung)
Bisher hat die Meldebehörde die Anschrift des Partners, weil die Ehe eingetragen ist. Ein Problem besteht, wenn in beiden Meldebehörden die Partner noch nicht als „verheiratet“ eingetragen sind. Die Anschrift des Partners muss im Melderegister eingetragen werden. 
Beschluss: Aufnahme der Anschrift in 032020. Optional, d. h. zu übermitteln, falls vorhanden.
Die Nachricht 032010 enthält weitere Angaben für die Ehegatten (Datentyp StA2MB.Person.MitAnschrift):
· Geburtsdatum, -ort
· Geschlecht
· IDNr
Die Meldebehörde braucht gem. § 3 (1) Nr. 15 BMG: Namen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift.
I. d. R. sind die Angaben im Standesamt auch bei der Namenserklärung vorhanden, da indirekt die Wirksamkeit der Ehe geprüft wird. Dazu werden Geburtsdatum und Geschlecht benötigt.
Beschluss: 
Bei reiner Namensänderung bleibt es bei der Übermittlung der Namen, wird auch die Auslandsehe übermittelt, dann wird der Datenumfang von StA2MB.Person.MitAnschrift übermittelt. Es soll hierfür ein choice modelliert werden, Die zusätzlichen Elemente werden dokumentiert mit „zu übermitteln, falls vorhanden“. 

Frage: Was passiert, wenn die Ehe der Meldebehörde schon bekannt war?
Antwort: In der Meldebehörde wäre zu prüfen, ob es sich um die schon bekannte Ehe handelt. Andernfalls ist mit dem Standesamt Klärung herbeizuführen.

Frage: Wie wird die Meldebehörde eines Ehegatten benachrichtigt, dessen Name sich nicht ändert?
Antwort: Beide Meldebehörden erhalten dann die Nachricht (032020). Dies muss im Abschnitt zur Adressierung dokumentiert werden.

Mögliche Fehlerquelle:
Das Standesamt ist zuständig als Standesamt am letzten Wohnort. Besteht die Gefahr, dass die Meldebehörde die übermittelte Anschrift als aktuell übernimmt?
Die Meldebehörde würde die Anschrift nicht als aktuell übernehmen, könnte mit der Anschrift die Person aber über die Historie identifizieren. Es besteht kein Unterschied zu anderen Fällen mit Unklarheit.
Außerdem wird die Meldebehörde keine Eheschließung bei einer, nach unbekannt abgemeldeten, Person nachtragen.
Aus der PStG-VwV ergibt sich, dass die Mitteilung an die für den Hauptwohnsitz zuständige Meldebehörde zu richten ist, d. h. nicht, wenn sich die Zuständigkeit als Standesamt am letzten Wohnort ergibt. Wenn die Prüfung im Standesamt durch Abruf aus dem Melderegister erfolgt, besteht auch keine Fehlerquelle.
Beschluss:
Das Ergebnis der Diskussion soll in eine geeignete Prozessbeschreibung überführt werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2023-11-06
In die Nachricht 032020 wurden die Angaben zur Eheschießung als optionales Element vom Typ „StA2MB.Nachweisdaten.Ort“ aufgenommen.
Für die Elemente ehegatte1 und ehegatte2 wurde der Datentyp „StA2MB.PersonName“ ersetzt durch ein Choice zwischen „StA2MB.PersonName“ und „StA2MB.Person.MitAnschrift“.
Die Dokumentation des Prozesses und der Nachricht wurden entsprechend der Beschlüsse angepasst.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2023-11-24
[bookmark: _GoBack]Die Umlaufbefassung wurde gestartet. Rückmeldeschluss ist der 8. Dezember, um etwaige Änderungen noch vor der QS-Instanz einbinden zu können.
Geplante weitere Bearbeitung
1. Änderung zur Kenntnisnahme im Umlauf
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